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wünschenswert, dass die rot-rot-
grüne Landesregierung die Verfah-
ren beschleunigt.
„Zufriedenstellend ist das natür-

lich weder für die Antragsteller
noch für dieBehörde, die für dieBe-
arbeitung zuständig ist“, sagt die
SPD-Finanzpolitikerin JanineMerz
dieserZeitung.DerFachkräfteman-
gel wirke sich auch im Landesver-
waltungsamt aus.
Personalmangel allein will Kem-

merich indes nicht gelten lassen.
„Der Bearbeitungsstau hat sich ver-
größert“, sagtKemmerich.Das liege
auch daran, dass die Abläufe nicht
ausreichend automatisiert und digi-
talisiert worden seien. „Hinterher
ist man immer schlauer“, kontert

Roßner. „Wirhaben imKern jetzt 40
Leute, die mit diesen Anträgen be-
schäftig sind. In der Spitzenzeit wa-
ren es 150“, sagt er. Die Antragswel-
le sei weiter höher als erwartet.
Der Ausschussvorlage zufolge

sind von1. Januar bis 15.April 7969
Anträge eingegangen, 4578wurden
bewilligt, 341 abgelehnt. 3050 seien
noch offen. Zu denen gesellen sich
die 29.244offenenAnträge aus dem
Vorjahr. Aus liberaler Sicht sind die
Zahlen ein Alarmsignal. „Viele An-
spruchsberechtigte haben bereits
während der Pandemie erlebt, dass
Leistungen erst mit vielenMonaten
Verspätung ausgezahlt wurden. Für
etliche Unternehmen bedeutete
dies den schleichenden Tod“, so

Kemmerich. Ein solches Szenario
dürfe sich nicht wiederholen.
„Ich glaube nicht, dass wir mo-

mentan Unternehmen haben, die
dadurch in eine Schieflage gera-
ten“, sagt Landesverwaltungsamts-
chef Roßner. Dafür gebe es keine
Anzeichen. Ansonsten könne man
im Einzelfall Betroffene vorziehen.
„Für die Erkenntnis, dass die An-

träge vor Ablauf des Sondervermö-
gens nicht mehr abzuarbeiten sind,
reichen mathematische Grund-
schulkenntnisse“, meint der CDU-
Parlamentarier Maik Kowalleck
Die Landesregierung müsse Maß-
nahmen einleiten, die den Prozess
vereinfachen und dadurch be-
schleunigen.

der Grünen-Finanzexperte Olaf
Müller dieseÄußerung.Mankönne
aber an anderer Stelle in der Behör-
de keine Mitarbeiter abziehen, weil
dann dort eine Lücke gerissen wer-
de.
Das bestätigt der Präsident des

Landesverwaltungsamtes, Frank

Thomas L.
Kemmerich ist
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Erfurt.Mehr als 32.000 Anträge auf
Entschädigungsleistungen nach
dem Infektionsschutzgesetz im Zu-
ge der Corona-Krise sind in Thürin-
gen nicht abschließend bearbeitet.
Das geht aus einer Vorlage des Fi-
nanzministeriums hervor, die dem
Haushaltsausschuss des Landtags
und dieser Zeitung vorliegt.
Derzeit würden vom Landesver-

waltungsamt durchschnittlich 50
pro Kalendertag beschieden.
„Bleibt es bei diesem Schnecken-
tempo, sind die letzten Anträge erst
in zwei Jahren vomTisch“, kritisiert
der Sprecher der FDP-Gruppe, Tho-
mas Kemmerich. Es sei mehr als

Tausende Corona-Anträge noch offen
Viele Entschädigungsleistungen nach Infektionsschutzgesetz sind in Thüringen nicht abschließend bearbeitet

Großeinsatz
amUni-Klinikum
Jena. Ein verdächtiger Koffer mit
weißemPulver in derKindernotauf-
nahme hat zu einem Großeinsatz
von Feuerwehr und Polizei amUni-
versitätsklinikumJenageführt. Eine
Klinikmitarbeiterin habe den Kof-
fer im Foyer entdeckt, sagte ein
Sprecher der Polizei vor Ort am
Dienstag. Sie habe daraufhin die Si-
cherheitskräfte alarmiert. Spezialis-
ten des Landeskriminalamts waren
am späten Vormittag vor Ort. Sie
sollten dasweißePulver, das sich im
Koffer befand, untersuchen, so der
Polizeisprecher weiter. Zuvor hat-
ten Feuerwehrleute in Schutzanzü-
gen den Koffer und dessen Inhalt
begutachtet. Nach den Untersu-
chungen konnte schließlich eine
grundsätzlicheGefahrenlageausge-
schlossen werden, wie die Polizei
am Nachmittag mitteilte. Die Er-
mittlungen zu dem Hintergründen
liefen jedoch weiter. dpa

Steueraufkommen
inThüringen

deutlich gestiegen
Land nimmt 2022

8,2 Milliarden Euro ein

Erfurt. Das Steueraufkommen in
Thüringen ist deutlich gestiegen. Im
vergangenen Jahr fielen imFreistaat
rund 8,2 Milliarden Euro Steuern
an – und damit etwa 370 Millionen
Euromehr als im Jahr 2021,wie aus
Zahlen des Finanzministeriums
hervorgeht, die Finanzministerin
Heike Taubert (SPD) am Dienstag
in Erfurt vorstellte.
Es seimöglich, dass dasPlus auch

an Fristverschiebungen liege, die es
in den Jahren 2020 und2021wegen
der Corona-Pandemie gegeben ha-
be, erläuterte Taubert. Möglicher-
weise seien im vergangenen Jahr
noch etliche dieser Steuererklärun-
gen abgearbeitet worden. Dadurch
könne es zu einer Ballung im Jahr
2022 gekommen sein.
DengrößtenAnteil amSteuerauf-

kommen machte im vergangenen
Jahr die Lohnsteuer mit rund 3,5
Milliarden Euro aus. Taubert sagte,
dies seien rund 43 Prozent des ge-
samten Steueraufkommens. „Die
Einnahmen aus der Lohnsteuer ha-
ben sich um 10,5 Millionen Euro
gegenüber dem Vorjahr leicht er-
höht.“
Taubert betonte, dass erstmals

seit Ausbruch der Corona-Pande-
miedieEinnahmenausderUmsatz-
steuer wieder gestiegen sind. In
Thüringen wurden 2022 rund 2,4
Milliarden Euro Umsatzsteuer er-
hoben – unddamit rund166Millio-
nen Euro mehr als im Vorjahr. dpa

Walk für rasche
Stellenbesetzung

Erfurt. Der Thüringer CDU-Innen-
politiker Raymond Walk hat eine
Besetzung der vakanten Stelle des
Polizeipräsidenten angemahnt.
„Ausgerechnet die wichtigste Poli-
zeibehörde in Thüringen ist seit
mehr als einem Jahr vakant“, sagte
Walk. Die Stelle dürfe nicht länger
unbesetzt bleiben. Der Posten wur-
de im August 2021 frei, als der da-
malige Polizeipräsident Frank-Mi-
chael Schwarz als Abteilungsleiter
ins Innenministerium wechselte.
Sein derzeitiger Stellvertreter, Mi-
chaelMenzel, gilt als ein Interessent
für den Job. Auch der bisherige Vi-
ze-Polizeipräsident, Thomas Quit-
tenbaum, soll imRennen sein.Walk
sagte, die Folgen der langenVakanz
seien nicht zu unterschätzen. „Das
Führungsvakuum führt auch in der
Mannschaft zu einer nicht zu ver-
bergenden Verunsicherung.“ dpa

Bad Langensalza. Die Stadtverwal-
tungvonBadLangensalza (Unstrut-
Hainich-Kreis) ist nach eigenenAn-
gaben Opfer einer Cyberattacke ge-
worden. Die meisten EDV-Systeme
seien lahmgelegt worden, teilte die
Kommune auf ihrer Internetseite
mit. Die Stadtverwaltung sei nur
„unter erschwerten Bedingungen
erreichbar“ und ihre Arbeitsfähig-
keit sei stark beeinträchtigt, hieß es.
Eingehende E-Mails könnten nicht
bearbeitetwerden.DieStadt arbeite
mit Hochdruck daran, die Störung
zu beheben. dpa

Cyberattacke auf
Stadtverwaltung

„Russland war immer eine Bedrohung“
Der schwedische Botschafter Per Thöresson über Politik in Berlin, die Ratspräsidentschaft,

die Nato, den Krieg in der Ukraine und die Thüringer Bratwurst
Fabian Klaus

Weimar/Erfurt. Im Rahmen der
schwedischen Ratspräsidentschaft
hat der schwedische Botschafter in
Deutschland, Per Thöresson, alle
Bundesländer besucht. In Weimar
sprach er beim Industrieclub und
zuvor in Erfurt mit der Thüringer
EuropaabgeordnetenMarionWals-
mann (CDU) und den Mitgliedern
des Europaausschuss im Landtag.
Im Interview mit dieser Redaktion
steht er Rede und Antwort:

Ihre Deutschland-Tour endet in Thü-
ringen. Wie kommt es dazu?
Nicht ganz.Berlinbleibtnoch.Aber
das ist für mich ja kein Besuch. Ich
wollte überall in den Landtagenmit
den EU-Ausschüssen ins Gespräch
kommen und das hat heute in Thü-
ringen funktioniert.

Seit 2017 sind Sie Botschafter Schwe-
dens in Deutschland. Haben Sie im
Rahmen ihrer aktuellen Tour durch
das Land Neues kennengelernt?
Ich habe Deutschland ein bisschen
anders kennengelernt. Wenn man,
wie ich, in Berlin ist und mit Minis-
tern, Staatssekretären und anderen
Politikern spricht, dann ist das
schoneinbisschenwie ineinerBub-
ble.

Die berühmte Berliner Blase.
Genau.Dort hörtmanwenig abwei-
chende Meinungen und eigentlich
haben alle die gleichen Perspekti-
ven. Wenn man in den Bundeslän-
dern die gleichen Gespräche führt,
dann kommen ganz andere Pers-
pektivenzumVorschein.Fürunsals
Botschaft ist es großartig, das dann
in unsere Arbeit einzubauen.

Können Sie aus Ihren Gesprächen in
Thüringen etwas mitnehmen?
Ich habe hier festgestellt, dass es ein
großes Interesse an grünemWasser-
stoff gibt. Ebenso für den Holzbau.
In Schweden habenwir da eine lan-
ge Erfahrung. Hier steht mittlerwei-
le mit 20 Stockwerken das zweit-
höchste Holzgebäude der Welt.
Und dieMethode, diewir in Schwe-
den verfolgen, um die Emissionen
in der Industrie zu reduzieren, ba-
siert aufFreiwilligkeit.Die Initiative
heißt ‚Fossilfreies Schweden“.

Sie knebeln die Unternehmen in
Ihrem Land also besonders stark.
Ganz imGegenteil.DieFirmensind
die Treiber der Initiative.Diewollen
strengere Regeln, weil sie sich da-
von einen Wettbewerbsvorteil ver-
sprechen und größere Profite.

Schweden setzt allerdings im Gegen-
satz zu Deutschland weiter auf Kern-
kraft.
Ja, das ist ein Teil unseres Energie-
mixes.

Kein kleiner Teil.
Vor allem haben wir viel Wasser-
kraft. 40 Prozent kommt aus Was-
ser, 20 Prozent ausWind, zehn Pro-
zent aus Bio und Solar und 30 Pro-
zent dann aus Kernkraft.

Das ist alsodie zweitstärksteSäule im
Energiemix. Deutschland hat gerade
seine Kraftwerke abgeschaltet. Wel-
cher Weg ist der bessere?
Das kann ich nicht beurteilen. Aber
man muss ja in Betracht ziehen,
dass wir in Schweden schon ein
Endlager haben. Das war kein
Kampf. Drei Kommunen haben
sich beworbenund Forsmarkhat es
bekommen. Dort ist man sehr froh,
weil Arbeitsplätze entstehen und
man ist, überzeugt, dort die sichers-
te Verwahrung zu haben.

In Deutschland diskutieren wir gera-

de über die Wärmepumpe in Eigen-
heimen. In Schweden ist das kein
Thema–da gibt es dieseWärmepum-
pen fast überall. Wie haben Sie Ihre
Bevölkerung davon überzeugt?
(lacht) Das ist gar nicht so schwie-
rig. Wir haben schon 1991 eine
CO2-Steuer eingeführt und viele ha-
ben sich bereits nach der Ölkrise in
den 1970er-Jahren überlegt, ob es
nicht eine bessere Lösung gibt und
umgestellt. Seit der CO2-Steuer gibt
es kaum noch Haushalte, die auf
fossile Energie setzen.

Auch die schwedische Wärmepumpe
gibt es nicht zum Nulltarif.
Unsere CO2-Steuer liegt inzwi-
schen bei fast 150 Euro. Da ist es
zumTeil einfachgünstiger, nichtmit
Öl zu heizen.

Wie kann denn der schwedische
Nato-Beitritt noch gelingen?
Ich denke, er gelingt.Wir habenmit
der Türkei einMemorandumausge-
handelt,wowirunsverpflichten, ge-
wisse Dinge zu erfüllen. Wir sind
jetzt der Meinung, dass wir das ge-

tan haben. Wir haben Auslieferung
gemäß Europarecht und schwedi-
schem Recht von Gerichten ge-
prüft, unsere Politik bezüglich Waf-
fenlieferungen geändert, weil wir
jetztmit einemBündnispartner und
nicht mit einem Drittstaat reden
und ein Gesetz verabschiedet, das
schonvorbereitetwarundes verbie-
tet, Mitglied in einer terroristischen
Vereinigung zu sein. Wir denken,
dass wir damit getan haben, wozu
wir uns verpflichtet haben und hof-
fen, bis zumTreffen inVilnius im Ju-
ni Mitglied zu werden.

IhreNato-Bewerbung zusammenmit
Finnland hat auch dazu geführt, dass
Russland plötzlich Schweden und
Finnland als „legitime Ziele“ für sich
definiert hat. Wie bedrohlich ist die
Situation?
Manmussmit einer gewissenErnst-
haftigkeit prüfen,wasdieRussen sa-
gen. Für uns war Russland immer
mehr eine Bedrohung als für
Deutschland. Unsere letztenKriege
vor 200 Jahren waren gegen Russ-
land.WirhabenkeinedirekteGren-
ze, teilen aber die Ostsee. Seit zehn
Jahren üben die Russen hier aggres-
siv. Da hat sich nicht viel geändert.
Aber wir wissen natürlich auch,
dass die russischeArmee gerade an-
derswo sehr beschäftigt ist.

InderUkraine,woRusslandvormehr
als einem Jahr einmarschiert ist. Wie
groß sollte diemilitärischeUnterstüt-
zung für die Ukraine sein?
So groß wie möglich. Die Ukraine
kämpft diesen Krieg nicht nur, um
ihr Territorium und ihre Freiheit zu
schützen, sondern auch, um die
europäische Sicherheitsordnung,
unsereWerte und eineWelt,woVöl-
kerrecht herrscht und nicht das
Recht des Stärkeren zu schützen.
Wir sollten deshalb der Ukraine so
vielmilitärische, humanitäre, finan-
zielle und politische Unterstützung
zuteilwerden lassen wie möglich.

Ist bei Kampfjetlieferungen eine
Grenze erreicht?
Wir haben da keine Einwände, wir
können nur selbst keine liefern.

Weil?
Wirhaben gute Flugzeuge.Aberwir
brauchen die für unsere eigene Si-
cherheit gerade jetzt, wo wir immer
noch nicht Mitglied der Nato sind.

Wie war die Bratwurst am Fuße des
Erfurter Doms?
Hervorragend. Thüringer Rostbrat-
wurst ist das Beste, was man essen
kann.

Der schwedische Botschafter Per Thöresson FABIAN KLAUS

CDU-Fraktion
gegen einen

Unterausschuss
Ramelow will Gremium
alle Dokumente vorlegen

Erfurt. Die CDU-Landtagsfraktion
pocht auf einen Untersuchungsaus-
schuss zur Einstellungspraxis der
rot-rot-grünen Landesregierung –
undzwarohne,dassAfD-Fraktions-
chef Björn Höcke den stellvertre-
tenden Vorsitz des Gremiums über-
nimmt.Umdas zuverhindern, hatte
Ministerpräsident Bodo Ramelow
(Linke) einen Unterausschuss im
Haushalts- und Finanzausschuss
vorgeschlagen. CDU-Fraktionschef
Mario Voigt lehnte das jedoch mit
der Begründung ab, ein Unteraus-
schuss habe weniger Rechte. Er
könne beispielsweise keine Unter-
lagen anfordern. Ramelow kündig-
te daraufhin an, dass die Landesre-
gierung auch einem möglichen
Unterausschuss alle nötigen Doku-
mente bereitstellen würde.
Der Parlamentarische Geschäfts-

führer der CDU-Fraktion, Andreas
Bühl, sagte: „Herr Ramelow sollte
seinen Worten Taten folgen lassen
undals erstenSchritt alle bisher von
der Landesregierung unter Ver-
schluss gehaltenen Berichte öffent-
lich zugänglich machen.“
Ramelow solle sich inZurückhal-

tung üben und lieber seinen Staats-
kanzleichef anweisen, die Fragen
des Haushalts- und Finanzaus-
schusses „vollumfänglich zu beant-
worten“, forderte der Parlamentari-
scheGeschäftsführer derAfD-Frak-
tion, Torben Braga. elo
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